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Einleitung

Konflikte rund um Fragen von Sicherheitsempfinden, 
Nutzung des öffentlichen Raums und Zusammenle-
ben in Vielfalt lassen sich meist nicht auf eine ein-
zelne Ursache zurückführen. Häufig überlagern sich 
unterschiedliche Interessen, Wahrnehmungen und 
Zuständigkeiten. Was für die einen ein Sicherheits-
anliegen ist, erscheint anderen als soziale Frage, als 
Nutzungskonflikt, als Ausdruck von Beteiligungsbe-
darfen oder als Folge räumlicher und struktureller 
Bedingungen. 

Viele kommunale Situationen, die als belastend oder 
verunsichernd erlebt werden, bewegen sich nicht 
eindeutig im Bereich von Kriminalität oder Gefahren-
abwehr. Lärm, Müll, Nutzungskonkurrenzen, sichtba-
re Armut, Drogenkonsum, Konflikte um Aufenthalts-
orte oder Spannungen zwischen unterschiedlichen 
Gruppen können das Sicherheitsgefühl erheblich be-
einflussen. Gerade deshalb braucht die Bearbeitung 
solcher Konfliktlagen ein Vorgehen, das unterschied-
liche Perspektiven sichtbar macht und in ein gemein-
sames Verständnis überführt.

Diese Handreichung stellt den Ansatz der Kommuna-
len Konfliktberatung anhand eines Fallbeispiels vor: 
Das K3B – Kompetenzzentrum Kommunale Konflikt-
beratung unterstützte von März 2024 bis Mai 2026 
kommunale Akteure der Stadt Leipzig bei der Bear-
beitung von Konflikten im Leipziger Osten im Umfeld 
der Eisenbahnstraße.

Ein besonderer Mehrwert der Kommunalen Konflikt-
beratung liegt darin, dass sie unterschiedliche kom-
munale Handlungslogiken miteinander ins Gespräch 
bringt. Akteure aus Polizei, Ordnungsamt, Verwal-
tung, Sozialer Arbeit, Bildung, Stadtentwicklung, 
Wohnungswirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft 
nehmen dieselbe Situation oft aus guten Gründen 
unterschiedlich wahr. Diese Unterschiede sind kein 
Hindernis, sondern eine wichtige Ressource kommu-
naler Konfliktbearbeitung. Entscheidend ist, ob es 
gelingt, daraus ein gemeinsames Verständnis und ein 
abgestimmtes Vorgehen zu entwickeln. Kommunale 
Konfliktberatung schafft hierfür einen strukturierten 
Rahmen. Sie unterstützt Kommunen dabei, Perspek-
tiven zu übersetzen, Rollen zu klären, Konfliktdyna-
miken sichtbar zu machen und lokal tragfähige Lö-
sungen zu entwickeln.

Im Beratungsprozess wurden mehrere miteinander 
verschränkte Themen sichtbar. Die Broschüre greift 
mit dem Sicherheits- und Unsicherheitserleben im 
Stadtteil einen dieser Schwerpunkte heraus, um dar-
an exemplarisch zu zeigen, wie Kommunale Konflikt-
beratung konkret vorgeht.
Weitere Themen wie Verkehrsberuhigung oder mig-
rationssensible Beteiligung wurden ebenfalls bear-
beitet, stehen hier aber nicht im Mittelpunkt.

Der Beratungsprozess endete im Mai 2026. Die Be-
arbeitung der Konfliktlagen reicht jedoch darüber 
hinaus und wird im Rahmen kommunaler Strukturen 
weitergeführt.

Kommunale Konfliktberatung 

•	 ist eine zeitlich befristete, externe Prozessbera-
tung für Städte, Gemeinden und Landkreise. 

•	 hilft Kommunen, Konflikte und Spannungen 
frühzeitig zu erkennen, besser zu verstehen und 
bearbeitbar zu machen.

•	 ist allparteilich, systemisch und ressourcenori-
entiert: Unterschiedliche Perspektiven werden 
ernst genommen, Konflikte in ihren Zusammen-
hängen betrachtet und vorhandene Handlungs-
möglichkeiten vor Ort gestärkt.

•	 liefert keine Lösungen von außen, sondern 
unterstützt kommunale Akteure, ein gemeinsa-
mes Verständnis der Konfliktlage zu entwickeln 
und  eigene tragfähige Lösungen zu finden.

•	 wird von erfahrenen Kommunalen Konflikt
berater:innen – meist im Team zu zweit – durch-
geführt. Sie verbinden Expertise als systemische 
Berater:innen, Mediator:innen, Moderator:in-
nen und Coaches mit einem Verständnis für 
Dynamiken in Verwaltung, Politik und  
Zivilgesellschaft. 

Der Beratungsprozess in Leipzig verlief in drei Schritten: 

1 Zunächst wurden der  
Beratungsauftrag geklärt  
und eine Lenkungsrunde 

zur gemeinsamen Prozess
steuerung ins Leben gerufen. 

2 Anschließend erstellte  
das Beratungsteam  
eine Situations- und  

Konfliktanalyse auf Grundlage  
sogenannter Hintergrund
gespräche und Hospitationen. 

3 In einem dritten Schritt 
wurden die Ergebnisse  
der Analyse in unter

schiedlichen Konstellationen 
rückgekoppelt und gemeinsam 
mit der Lenkungsrunde in  
Handlungsoptionen und  
ein kommunales Konflikt
management übersetzt.

Die Eisenbahnstraße verläuft durch die zentrumsnahen Leipziger Stadtteile Neustadt-Neuschönefeld und Volkmarsdorf.  
Das Gebiet ist durch eine junge, vielfältige Bewohnerschaft, zahlreiche Geschäfte, eine lebendige Kulturszene und ein starkes  
zivilgesellschaftliches Engagement geprägt. Zugleich ist es ein Ankommensviertel, in dem auf engem Raum unterschiedliche  
Interessen, Bedürfnisse und Vorstellungen von Ordnung, Zugehörigkeit, Teilhabe und Sicherheit aufeinandertreffen.
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Einen gemeinsamen Rahmen schaffen

Die Stadt Leipzig kooperierte von März 2024 bis Mai 
2026 mit dem K3B, um im Leipziger Osten einen Be-
ratungsprozess der Kommunalen Konfliktberatung 
durchzuführen. Anlass für die Beratung war der 
Wunsch der Stadt, Konflikte rund um das Sicherheits-
empfinden, das Zusammenleben und die öffentliche 
Raumnutzung im Umfeld der Eisenbahnstraße nach-
haltiger zu bearbeiten.

Die Eisenbahnstraße verläuft durch die zentrums-
nahen Leipziger Stadtteile Neustadt-Neuschönefeld 
und Volkmarsdorf. Das Gebiet ist durch eine junge, 
vielfältige Bewohnerschaft, zahlreiche Geschäfte, 
eine lebendige Kulturszene und ein starkes zivilge-
sellschaftliches Engagement geprägt. Zugleich ist 
es ein Ankommensviertel, in dem auf engem Raum 
unterschiedliche Interessen, Bedürfnisse und Vor-
stellungen von Ordnung, Zugehörigkeit, Teilhabe und 
Sicherheit aufeinandertreffen.
Seit Jahren gilt das Gebiet als Kriminalitätsschwer-
punkt und ist weit über Leipzig hinaus mit einem ne-
gativen, medial zugespitzten Image verbunden. Teile 
des Gebiets sind als sogenannte gefährliche Orte ein-
gestuft, sodass anlassunabhängige Polizeikontrollen 
möglich sind. 2018 wurde aufgrund von eskalierter 
Gewalt im öffentlichen Raum eine Waffenverbots-
zone eingerichtet. Ihre Evaluation zeichnete ein ge-
mischtes Bild: Für einzelne Deliktbereiche zeigten 
sich zwar Hinweise auf Effekte, zugleich nahm die 
Mehrheit der Befragten weder bei der Kriminalitäts-
lage noch beim eigenen Sicherheitsempfinden eine 
spürbare Veränderung wahr. Auch die Akzeptanz der 
Maßnahme erwies sich als begrenzt und teilweise 
polarisierend.

Die Verwaltung und Polizei entwickelten gemeinsam 
einen Maßnahmenplan, um die Waffenverbotszone 
aufzuheben. Enthalten waren kriminalpräventive 
Schritte, einschließlich der Einrichtung eines Poli-
zeipostens an der Eisenbahnstraße. Zugleich sollten 
Begegnungsmöglichkeiten ausgebaut und sozialar-
beiterische Ansätze gestärkt werden. Der Maßnah-
menplan wurde jedoch unterschiedlich bewertet. 
Kritisiert wurde unter anderem, dass einzelne Maß-
nahmen nicht ausreichend aufeinander abgestimmt 
wirkten und in der Umsetzung die finanziellen Mittel 
fehlten. 

Vor diesem Hintergrund sollte die Kommunale Kon-
fliktberatung dazu beitragen, die Situation nicht auf 
ein reines Ordnungs- oder Kriminalitätsthema zu ver-
engen. Stattdessen sollte sie genauer herausarbei-
ten, welche konfliktiven Themen das Gebiet prägen, 
wie unterschiedliche Akteure diese wahrnehmen 
und wo daraus Belastungen für das Sicherheitsemp-
finden und das nachbarschaftliche Miteinander ent-
stehen. Ziel war es, das Thema Sicherheit stärker mit 
dem Zusammenleben in einem vielfältigen und zu-
gleich stigmatisierten Stadtteil zusammenzudenken. 

Anknüpfungspunkte für die Konfliktberatung
Initiiert wurde der Beratungsprozess durch die Fach-
stelle Kriminalprävention als Geschäftsstelle des 
Kommunalen Präventionsrats (KPR) der Stadt Leipzig, 
der die Umsetzung des Maßnahmenplans dokumen-
tierte. Im Verlauf des Beratungsprozesses übernahm 
der KPR zudem die Aufgabe, Schlüsselakteure für die 
Konfliktbearbeitung im Leipziger Osten zu identifi-
zieren und im Rahmen des Prozesses miteinander zu 
vernetzen. 

Ein wichtiger Anknüpfungspunkt für die Kommunale 
Konfliktberatung war die im Dezember 2023 bereits 
beschlossene Entwicklung eines dialogischen Kon-
fliktmanagements, das darauf zielte, Konflikte vor 
Ort strukturierter zu bearbeiten. Ab 2024 war eine 
Erprobung des Konfliktmanagements vorgesehen.

Ein gemeinsam gesteuerter Prozess
Zur gemeinsamen Steuerung des Beratungsprozesses 
rief die Stadt mit dem K3B eine Lenkungsrunde ins 
Leben, besetzt mit Vertreter:innen aus Verwaltung, 
Polizei und Zivilgesellschaft. Sie unterstützte den Be-
ratungsprozess mit ihrem lokalen Kontextwissen und 
kam regelmäßig zusammen, um Zwischenergebnisse 
zu reflektieren und nächste Prozessschritte abzustim-
men. Die Lenkungsrunde war damit die zentrale Ar-
beitsstruktur des Beratungsprozesses: Hier wurden 
Perspektiven gebündelt, Zwischenergebnisse geprüft 
und die späteren Handlungsoptionen vorbereitet.

In Leipzig setzte sich die Runde vor allem aus Mit-
arbeitenden der Verwaltung und Behörden zusam-
men, die auf der Arbeitsebene für die Umsetzung 
von Maßnahmen zuständig sind. Zugleich bildete sie 
verschiedene Ressorts der Verwaltung ab, die mit 
der Gemengelage im Leipziger Osten befasst sind. 
Vertreten waren unter anderem das Ordnungsamt, 
der Kommunale Präventionsrat, das Amt für Woh-
nungsbau und Stadtentwicklung sowie das Quar-
tiersmanagement. Zusätzlich nahmen die Polizei, 
ein Kulturschaffender sowie Vertreter:innen des ge-
wählten Migrant:innenbeirats teil. Später wurde das 
Gremium im Rahmen der konzeptionellen Arbeit um 
das Referat für Migration und Integration sowie das 
Referat für Demokratie und gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt erweitert.

In ihrer ersten Sitzung setzte sich die Lenkungsrunde 
gemeinsam mit dem Beratungsteam mit der Vorbe-
reitung der geplanten Situations- und Konfliktanaly-
se auseinander. Die Mitglieder identifizierten erste 
Personen für die Durchführung von Hintergrundge-
sprächen, deren Perspektiven für das Verständnis 
der lokalen Situation besonders relevant waren. Auf 
dieser Grundlage sollte die Analyse unterschiedliche 
Sichtweisen auf Sicherheit, Zusammenleben, öffent-
liche Raumnutzung und Konflikte im Quartier erfas-
sen und für den weiteren Prozess auswerten.

Die Situations- und Konfliktanalyse bildete den Aus-
gangspunkt für einen selbstorganisierten Veränderungs-
prozess. Ziel war es, nicht vorschnell einzelne Maßnah-
men festzulegen, sondern zunächst ein gemeinsames 
Verständnis der Konfliktlage zu entwickeln: Welche The-
men belasten das Zusammenleben? Wie werden Sicher-
heit und Unsicherheit von unterschiedlichen Akteuren 
wahrgenommen? Welche Ressourcen und Handlungs-
möglichkeiten bestehen bereits vor Ort? Wo blieben 
Maßnahmen hinter erwarteten Wirkungen zurück? 

Eine Lenkungsrunde als Schnittstelle 
zwischen Beratung und Kommune
Die Lenkungsrunde ist das Bindeglied zwischen 
Beratung und Kommune: Hier wird Wissen der 
Kommunalen Konfliktberatung mit lokalem Er-
fahrungs- und Kontextwissen verbunden, um 
den Beratungsprozess zu begleiten und nächste 
Schritte im Prozess vorzubereiten. Die Mitglieder 
der Lenkungsrunde werden zu Beginn eines Be-
ratungsprozesses vom K3B gemeinsam mit der 
Kommune ausgewählt. Sie besteht in Leipzig aus 
Akteuren der Verwaltung, Zivilgesellschaft und 
Politik, die ihre jeweilige Expertise in die Abstim-
mung und Durchführung einzelner Prozessschrit-
te einbringen. 

1

	 Die regelmäßigen Lenkungsrunden haben viel Transparenz 
	 geschaffen und Zuständigkeiten klarer benannt.  
Die notwendige Verzahnung in kommunalen Prozessen wurde  
somit sichtbarer und hat beim Fortschritt sehr geholfen.
                                                        Taube, Polizeihauptkommissar
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Die Lage verstehen und besprechbar machen

Im nächsten Schritt ging es darum, Spannungen und 
Konfliktlinien im Gebiet rund um die Eisenbahnstra-
ße zu analysieren. Ziel war es, ein möglichst umfas-
sendes Bild der Lage vor Ort zu erhalten und die un-
terschiedlichen Sichtweisen einzubeziehen. Im Fokus 
der Situations- und Konfliktanalyse standen Fragen 
nach dem Sicherheitserleben, (konkurrierenden) Si-
cherheitserwartungen und -bedürfnissen sowie dem 
Zusammenleben im Stadtteil. Auch sollte die Analyse 
darüber Aufschluss geben, welches polizeistrategi-
sche Handeln im Gebiet der Eisenbahnstraße für An-
wohner:innen und Gewerbetreibende sichtbar und 
ggf. kritisiert oder begrüßt wird. 

Das Beratungsteam führte 34 Hintergrundgesprä-
che mit Personen, die an lokalen Konflikten um die 
Sicherheitsarbeit vor Ort und um die Nutzung des 
öffentlichen Raums beteiligt und betroffen waren. 
Ergänzend hospitierte das Beratungsteam tageweise 
bei der Bürgerpolizei und der Streifenpolizei, um die 
Informationen aus den Gesprächen in Bezug auf das 
polizeiliche Handeln besser einordnen zu können. 
Insgesamt waren 67 Gespräche – sowohl mit Anwoh-
ner:innen, Gewerbetreibenden, lokalen Initiativen, 
Kulturschaffenden als auch mit Verwaltungsmitar-
beitenden, professionell Tätigen der Sozialen Arbeit 
und der Polizei – die Grundlage für die nächsten 
Analyseschritte.

1	 Die Kommunale Konfliktberatung widmete sich auch Konflikten im Bereich migrationssensibler Beteiligung und Verkehrsberuhigung. 
Diese werden in der Broschüre nur insofern behandelt, wie sie mit dem Thema Sicherheit verschränkt sind.

2

Die Systemische Situations- und Konflikt-
analyse (SKA) ist in vielen Beratungspro-
zessen der Kommunalen Konfliktberatung 
ein zentraler Schritt. 

Die SKA zeigt, wie Handeln und Einstellungen der 
Beteiligten sowie der strukturelle Kontext (z. B. 
Regeln, Zuständigkeiten, Ressourcen) zusammen-
wirken und Konflikte antreiben oder beruhigen. So 
entstehen neue Perspektiven und Ansatzpunkte für 
Handlungsoptionen. Sie hilft, eine Konfliktlage vor 
Ort in ihrer Komplexität zu verstehen und so zu be-
schreiben, dass lokale Akteure leichter darüber ins 
Gespräch kommen. Die Analyse ist eine Gesprächs-
grundlage, kein objektives Gutachten. 

Die Methode wurde in der inter
nationalen Friedensarbeit entwickelt. 

Hauptquelle für die Analyse sind vertrauliche Hin-
tergrundgespräche.  Die Konfliktberater:innen 
sprechen zu Beginn der Beratung mit unterschied-
lichen Personen, die entweder selbst am Konflikt-
geschehen beteiligt oder davon betroffen sind oder 
deren Perspektiven auf die Situation relevant sind. 
Ziel ist es, unterschiedliche Perspektiven auf den 
sozialen Konflikt vor Ort zu erfassen. 

Ergänzend bezieht das Beratungsteam (Verwal-
tungs-)Dokumente, Medienberichte und Eindrü-
cke von öffentlichen Veranstaltungen ein. Das 
Vorgehen orientiert sich grundsätzlich an wissen-
schaftlichen Prinzipien, verfolgt aber nicht den An-
spruch der Vollständigkeit oder wissenschaftlichen 
Repräsentativität. 

In den Gesprächen wurden verschiedene Konflikte 
zwischen Anwohnenden und Engagierten, zwischen 
Anwohnenden und Verwaltung und zwischen En-
gagierten und der Polizei sichtbar. Eher unerwartet 
war für einige eine stark weiterwirkende, emotiona-
lisierte und polarisierte Auseinandersetzung um eine 
Verkehrsberuhigung im Stadtteil. In diesem Zusam-
menhang waren die Empörtheit und die Spannungen 
zwischen zivilgesellschaftlichen und gewerblichen 
Akteuren in vielen Gesprächen präsent. 

In der Systemischen Situations- und Konfliktanalyse 
wurden Konfliktdynamiken und Faktoren benannt. 
Exemplarisch werden drei Dynamiken eingehender 
beleuchtet, die differierende Vorstellungen von Si-
cherheit und Sicherheitsarbeit, von polizeilichem 
Handeln und der sozialen Kontrolle und zivilge-
sellschaftlichen Aushandlungsprozessen erkennen 
lassen. Sie waren im Zusammenhang mit Sicher-
heitserleben und polizeilichem Handeln besonders 
relevant.1

Zwischen Sicherheitsbedürfnis und Misstrauen: 
doppelte Erwartungen an die Polizei
Die Polizei ist mit unterschiedlichen Erwartungen 
an ihr Handeln konfrontiert. Als Vertreterin des 
staatlichen Gewaltmonopols kann sie, je nach La-
geeinschätzung und strategischer Zielsetzung, stär-
ker repressiv oder präventiv handeln, Maßnahmen 
durchsetzen oder Kooperationen mit Akteuren vor 
Ort forcieren.

Fragt man Anwohnende nach ihrem Sicherheitsge-
fühl vor Ort, zeigen sich schnell unterschiedliche Er-
wartungen an die Polizei: Ein Teil wünscht sich sicht-
bare Präsenz und schnelles Handeln. So gaben 36,5% 
der Befragten im Kontext der Evaluation der Waffen-
verbotszone an, dass die Polizei härter durchgreifen 
solle, um ernst genommen zu werden (Evaluations-
bericht WVZ 2021, S. 55). Andere erleben dieselbe 
Anwesenheit als Symbol staatlicher Macht und Kont-
rolle. Hinter den unterschiedlichen Erwartungen ste-
cken mehr als nur „polizeifreundliche“ oder „polizei-
kritische“ Haltungen – es geht um unterschiedliche 

Vorstellungen von Sicherheit. Manche verbinden Si-
cherheit klassisch mit Ordnung und wollen vor allem 
Kriminalität, öffentlichen Drogenkonsum und Schlä-
gereien im Stadtteil reduzieren. Für andere steht 
soziale Gerechtigkeit im Vordergrund: Sie fordern 
Sicherheit für alle und das bedeutet insbesondere, 
mit strukturell benachteiligten Menschen sensibel 
umzugehen. Sie befürchten, dass sich Menschen mit 
Migrationsgeschichte durch die polizeiliche Präsenz 
eingeschüchtert und unsicher fühlen könnten. Diese 
Grundspannung zeigt sich auch bei der Frage, wer Si-
cherheit herstellen soll: Die einen fühlen sich sicher, 
wenn es starke staatliche Autoritäten wie die Polizei 
gibt. Sie unterstützen deshalb sichtbare Präsenz und 
häufige Kontrollen. Die anderen setzen auf den Zu-
sammenhalt in der Nachbarschaft und glauben, dass 
die Menschen ihre Probleme teils besser selbst lösen 
und gemeinsam für Ordnung sorgen können. Des-
halb wünschen sie sich eher weniger Polizei auf den 
Straßen. Diese unterschiedlichen Sicherheitsbedürf-
nisse geraten vor Ort in Konkurrenz. 

Für die Polizei führt das zu einer paradoxen Situati-
on: Jede Handlung, erfüllt immer nur einen Teil der 
Erwartungen – und verstärkt beim anderen Teil die 
Kritik. Diese Anforderungen widersprechen sich auch 
manchmal im Alltag. Im Maßnahmenplan zur Waf-
fenverbotszone ist festgeschrieben, die polizeiliche 
Präsenz im Stadtteil zu erhöhen, um die Sicherheits-
lage zu verbessern. Gleichzeitig zeigte die Umfrage 
der Wohnbevölkerung, dass 51 Prozent der Bewoh-
ner:innen 2021 den Stadtteil durch die häufige An-
wesenheit der Polizei als gefährlich wahrnehmen 
(Evaluationsbericht WVZ 2021, S. 54). 
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In dieser Konstellation bleibt meist verborgen, dass 
die Anforderungen in herausfordernden Lagen auch 
innerhalb der Polizei Spannungen darüber erzeugen, 
was jeweils professionell angemessen ist. So wollen 
viele Beamt:innen ihr Eingreifen als Polizei auf das 
Nötigste beschränken. Sie wollen möglichst eine 
dauerhaft sichere Lage im Leipziger Osten herbeifüh-
ren und dadurch besser gesamtstädtische Bedarfe 
abdecken. 

Wie unterschiedliche Polizeirollen in der  
Außenwahrnehmung verschwimmen
Ein zweiter Mechanismus wird deutlich: Die Polizei 
agiert auf verschiedenen Ebenen und nutzt verschie-
dene Rollen und Instrumente. Diese Unterschiede 
werden in der Kommunikation mit der Bevölkerung 
jedoch nicht immer ausreichend kommuniziert. In 
der öffentlichen Wahrnehmung verschwimmen die 
unterschiedlichen Rollen und Handlungsaufträge der 
Polizei häufig: Bürgerpolizist:innen, Streifendienst, 
Kriminalpolizei und Bereitschaftspolizei werden von 
außen oft kaum unterschieden und erscheinen als 
„die Polizei“.

Niedrigschwellige Ansätze etwa der Bürgerpolizist:in-
nen, die sich um Dialog mit den Anwohnenden be-
mühen, sind unter den Anwohnenden teilweise we-
nig bekannt. Bürgerpolizist:innen sind regelmäßig im 
Stadtteil präsent, führen Alltagsgespräche, arbeiten 
kriminalpräventiv und versuchen, Vertrauen in die 
Polizei aufzubauen. 

Vor dem Hintergrund der jeweiligen Grundidee von 
Polizei nehmen einige Anwohnende diesen Fokus auf 
Kommunikation und Vertrauensaufbau als wertvoll 
wahr. Aber andere erwarten auch von Bürgerpoli-
zist:innen konsequente Strafverfolgung. Sie wün-
schen sich, dass diese Beamt:innen stärker gegen 
sichtbar belastende Problemlagen wie Drogenhandel 
und Müll vorgehen. Der präventive Fokus der Bürger-
polizisten wird von einigen entsprechend als man-
gelnde Handlungsfähigkeit interpretiert.

Gleichzeitig prägen andere Einsatzformen die öffent-
liche Wahrnehmung deutlich stärker, insbesondere 
Einsätze der Bereitschaftspolizei bei größeren Ein-
satzlagen, Versammlungen oder Durchsuchungs-
maßnahmen. Diese Einheiten treten stark geschützt 
und durchsetzungsstark auf und beeinflussen so die 
öffentliche Wahrnehmung der Polizei insgesamt. 
Auch intern engagierte Polizeibeamt:innen, die sich 
für eine reflexive Polizeiarbeit einsetzen, können die-
ses pauschale Bild nur begrenzt aufbrechen. So ent-
steht die Wahrnehmung einer einheitlichen Polizei, 
was wie ein Filter wirken kann: Eingriffsbefugnisse 
wie Kontrollen, Einsatzfahrzeuge oder Uniformen 
werden vor dem Hintergrund bereits bestehender 
Erfahrungen und Erwartungen interpretiert. Für die 
einen als Zeichen für übermäßige staatliche Macht, 
für die anderen als Zeichen für einen handlungsfähi-
gen Staat. Die unterschiedlichen Deutungen dessel-
ben Geschehens bleiben nebeneinander bestehen 
und können sich so weiter verfestigen. 

Dies kann sich auch auf Räume der Begegnung aus-
wirken und mögliche Verständigung zwischen Polizei 
und polizeikritischen Akteuren2 erschweren. Auch 
Kooperationen zwischen Polizei und Mitarbeitenden 
der Verwaltung sind davon betroffen, wenn unter-
schiedliche Erwartungen an Kommunikation und 
Transparenz aufeinandertreffen. So erwarten einzel-
ne Verwaltungsmitarbeitende, dass die Polizei – wie 
Verwaltungen auch – ihre unterschiedlichen Struk-
turen, Aufgaben und Handlungsspielräume stärker 
nach außen erklärt. Darüber hinaus wünschen sie 
sich, dass die Polizei ihr Auftreten reflektiert und ge-
gebenenfalls anpasst, um selbst stärker zu Vertrau-
en und Akzeptanz bei Anwohnenden beizutragen. In 
diesem Sinne verbinden sie mit der Polizei auch die 
Erwartung, Kritik an ihrer machtvollen Rolle konst-
ruktiv aufzunehmen und zu bearbeiten.

Die Polizei hingegen verweist auf bereits unternom-
mene Anstrengungen, Aktivitäten und bestehende 
Angebote unterschiedlicher Instrumente und Maß-
nahmen zur Sicherheitsarbeit. Teilweise vermisst 
sie jedoch eine kooperative und anerkennende Re-
aktion anderer Akteure auf diese Anstrengungen. 
Dadurch kann bei ihr der Eindruck entstehen, dass 
ihr gesellschaftlicher Beitrag zu Sicherheit und Ord-
nung zu wenig gesehen wird und zugleich vor allem 
weitere Veränderungsanforderungen an sie gerichtet 
werden. 

Wie sich Konfliktdynamiken verfestigen
Aus Konfliktperspektive lassen sich solche stabilen 
Deutungsmuster auch als Reaktion auf belastende 
Erfahrungen in der Vergangenheit verstehen, etwa 
wenn sich Betroffene pauschal kontrolliert oder nicht 
ernst genommen fühlen. Dies kann Begegnungen 
prägen und die Verständigung zwischen Polizei und 
polizeikritischen Anwohnenden erschweren. Wenn 
Beteiligte den Eindruck haben, dass ihre Perspektive 
grundsätzlich infrage gestellt wird, kann dies defensi-
vere Formen der Kommunikation begünstigen. Auch 
dies lässt sich als Schutzreaktion verstehen. Wenn zu-
gleich der Eindruck entsteht, dass sich auf der jeweils 
anderen Seite wenig bewegt und ähnliche Situatio-
nen wiederkehren, können Frustration und Hand-
lungsunsicherheit zunehmen. Dies begünstigt, dass 
sich gegenseitige Erklärungen verfestigen und der 
Konflikt weiter stabilisiert wird.

2	 Der Begriff „polizeikritische Akteure“ ist hier als analytische Sammelbezeichnung für Akteure und Initiativen, die polizeiliches Handeln, polizeiliche 
Präsenz oder einzelne Maßnahmen im Stadtteil kritisch beobachten oder ihnen mit Vorbehalten begegnen. Er umfasst unterschiedliche Haltungen 
– von grundsätzlicher Skepsis gegenüber polizeilichen Institutionen bis zu Kritik am polizeilichen Handeln  – und unterstellt hier keine generelle 
Staatsablehnung. Eine grundsätzliche Ablehnung des staatlichen Gewaltmonopols beispielsweise wurde dem Beratungsteam gegenüber nicht 
offengelegt.
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2025 wurde ein neuer Polizeiposten auf der Eisen-
bahnstraße eröffnet, was die Debatte über die zu-
künftige Rolle der Polizei im Stadtteil in den Fokus 
rückte. In der Befragung zur Evaluation der Waffen-
verbotszone hatte 2021 noch eine deutliche Mehrheit 
der Anwohnenden einen solchen Posten befürwortet 
(Evaluationsbericht WVZ, 2021, S. 54). Zum Zeitpunkt 
der konkreten Planung und Umsetzung war das Vor-
haben jedoch umstritten. In Gesprächen wurde deut-
lich, dass vielen Anwohnenden die Hintergründe der 
Entscheidung nicht bekannt waren; ebenso wenig, 
dass es bereits bis 2020 einen Polizeiposten im Stadt-
teil gegeben hatte. Auch die Information, dass im 
neuen Posten vor allem Bürgerpolizist:innen tätig 
sind, war im Stadtteil offenbar nicht überall präsent.

Gerade diese Unterscheidung ist bedeutsam, weil 
an bürgernahe Polizeiarbeit andere Erwartungen ge-
knüpft werden als an eine allgemeine Ausweitung 
polizeilicher Präsenz im öffentlichen Raum. Wenn 
solche Unterschiede öffentlich nicht sichtbar oder 
verständlich werden, kann der neue Polizeiposten 
leicht im Schatten pauschaler Bilder von „der Polizei“ 
wahrgenommen werden. Aus kritischer Perspektive 
wird zudem darauf hingewiesen, dass ein vertrau-
ensvoller Zugang zum Polizeiposten für Menschen 
mit Migrationsgeschichte nicht selbstverständlich 
ist und durch frühere Erfahrungen, Zuschreibungen 
oder strukturelle Barrieren erschwert sein kann. Der 
notwendige Vertrauensaufbau kann dabei nicht über 
Nacht entstehen – er macht sich an vielen kleinen All-
tagshandlungen fest und an der Verlässlichkeit und 
Konsistenz über einen längeren Zeitraum. So müssen 
die im Polizeiposten arbeitenden Polizist:innen kon-
tinuierlich im Alltag durch ihr Handeln die Akzeptanz 
ihrer Arbeit unterstützen. Dies kann gerade mit nied-
rigschwelliger und kultursensibler Kommunikation 
gelingen.

Die unterschiedlichen Erwartungen an die Polizei, 
der begrenzte Austausch zwischen Polizei und poli-
zeikritischen Anwohnenden, Reibungen in der Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und Verwaltung so-
wie die besondere Aufmerksamkeit für mögliches 
Fehlverhalten sind dabei keine spezifischen Themen 
Leipzigs. Vielmehr verweisen sie auf Spannungen, 
die auch in anderen migrantisch geprägten Stadttei-
len auftreten können. Wo unterschiedliche Sicher-
heitsvorstellungen, pauschale Bilder des Gegenübers 
und Erwartungen an Transparenz, Anerkennung und 
Veränderung aufeinandertreffen, werden Verständi-
gung und nachhaltige Konfliktbearbeitung besonders 
anspruchsvoll. Entscheidend ist es dann, Räume zu 
schaffen, in denen diese unterschiedlichen Perspek-
tiven nachvollziehbar werden und gemeinsame An-
satzpunkte für weiteres Handeln entstehen können.

Die Analyse ins Gespräch bringen
Nach Abschluss der Situations- und Konfliktanalyse 
bereitete das Beratungsteam zentrale Konfliktdy-
namiken, Wahrnehmungen und Handlungsmuster 
aus den Gesprächen auf. Diese Ergebnisse wurden 
anschließend nicht nur vorgestellt, sondern in un-
terschiedlichen Konstellationen rückgekoppelt, ge-
prüft und weiter geschärft. Ziel war es, die Analyse 
für die Beteiligten nachvollziehbar zu machen und 
daraus Ansatzpunkte für das weitere Vorgehen zu 
entwickeln.
Aus der Analyse ergaben sich reflexive Fragen, die 
dem Beratungsteam als Orientierung für die Rück-
kopplungsgespräche dienten. Sie wurden nicht in 
jedem Gespräch direkt gestellt. Vielmehr halfen 
sie dabei, je nach Gesprächspartner:in und Kontext 
passende Zugänge zu wählen, Ergebnisse verständ-
lich einzuordnen und vertiefende Diskussionen 
anzustoßen.

Insgesamt stellte das Beratungsteam die Situations- 
und Konfliktanalyse in 21 Gesprächen und Formaten 
vor und erreichte damit 86 Personen. Dazu gehörten 
Verwaltungsmitarbeitende, politische Gremien wie 
der Stadtbezirksbeirat, lokale Engagierte sowie direkt 
am Konfliktgeschehen beteiligte Akteure. Ziel war es, 
ein gemeinsames Verständnis der komplexen Lage zu 
schaffen, die inhaltlichen Feinheiten gemeinsam zu 
schärfen und die eigene Rolle in der Konfliktdynamik 
besser zu verstehen. 

Polizeihandeln im Schaufenster des Stadtteils 
Die häufigeren Streifen und Einsätze der Polizei fin-
den in einem migrantisch geprägten Stadtteil statt. 
In Gesprächen wurde deutlich, dass das polizeiliche 
Handeln im öffentlichen Raum von vielen Anwoh-
nenden aufmerksam und teils kritisch beobachtet 
wird – insbesondere im Umgang mit Menschen mit 
Migrationsgeschichte. Dabei geht es nicht nur um 
einzelne Einsätze, sondern auch um die Frage, ob po-
lizeiliches Handeln als Beitrag zur Entlastung oder als 
Teil einer fortbestehenden Problemdynamik wahrge-
nommen wird.

Durch die erkennbare Uniform arbeitet die Polizei 
ständig „im Schaufenster“ – jede Maßnahme wird 
gesehen, kommentiert und in Nachbarschaftsnetz-
werken weitergetragen. Dabei klafft oft ein Unter-
schied zwischen Sichtbarem und Unsichtbarem. In 
den Hintergrundgesprächen berichteten Menschen 
mit Migrationsgeschichte nicht davon, dass die Poli-
zei sie persönlich benachteiligt. Eine Sozialarbeiterin 
erklärte dem Beratungsteam, dass die Gesprächs-
partner:innen gegenüber den Berater:innen meist 
zurückhaltend sind, weil sie diese nicht genügend 
kennen, um über sehr persönliche und sensible 
Themen zu sprechen. Zudem gaben 25 Prozent der 
befragten Anwohnenden 2021 an, dass sie das poli-
zeiliche Handeln im Stadtteil teilweise als ungerecht 
empfinden. Diese Befunde lassen sich nicht ohne 
Weiteres als persönliche Diskriminierungserfahrun-
gen einzelner Befragter lesen. Sie verweisen jedoch 
darauf, dass polizeiliches Handeln im Stadtteil teil-
weise als ungleich oder ungerecht wahrgenommen 
wird. Da die Autor:innen kaum Anwohnende mit Mi-
grationsgeschichte befragt hatten, vermuteten sie, 
dass die Befragten nicht von eigenen Erfahrungen 
berichteten, sondern beobachtet hatten, wie Poli-
zist:innen Menschen mit Migrationsgeschichte kont-
rollierten. (Evaluationsbericht WVZ 2021, S. 56). 

Aus polizeikritischer Perspektive entsteht die Sorge, 
dass häufigere Kontrollen bestimmter Personen-
gruppen auch häufiger zu Feststellungen führen und 
damit bestehende Bilder über Kriminalität im Stadt-
teil verstärken können. Dem wird aus polizeilicher 
Perspektive entgegengehalten, dass das erhöhte 
Kriminalitätsaufkommen im Stadtteil eine stärkere 
Präsenz und mehr Kontrollen erforderlich mache, um 
Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten. Bei dieser 

Perspektive kann, so die Kritik an der Polizei, leicht 
aus dem Blick geraten, dass es gerade die wieder-
kehrenden Einsätze sind, die zu einer Stigmatisierung 
des Stadtteils und einiger seiner Bewohner:innen 
führen können. Auf Seiten der Polizei können, so die 
Kritik, die zahlreichen Kontrollen zu einem von Nega-
tivem geprägten Bild des Stadtteils führen, das dann 
wiederum ein erhöhtes Einsatzgeschehen erfordert. 
Dies wird als Grund genannt, Situationen im öffent-
lichen Raum zu dokumentieren, bei denen ein Fehl-
verhalten der Polizei vermutet wird. 

Die ständige Beobachtung und Kritik erzeugen für 
einzelne Beamt:innen erheblichen Druck: Obwohl ihr 
Handeln rechtlich legitimiert ist, sehen sie sich im-
mer wieder zu Rechtfertigungen gedrängt. Sie wer-
den zur Belastung, denn die Polizist:innen haben das 
Bedürfnis, für ihren gesellschaftlichen Beitrag und 
ihre generelle Professionalität anerkannt zu werden. 
Aus ihrer Sicht stützt sich beispielsweise auch die Er-
stellung der polizeilichen Kriminalitätsstatistiken auf 
fundierte Verfahren und hinreichende Fachkompe-
tenz bei der Klassifizierung. Auf der Statistik basiert 
ihre Einsatzplanung und so auch die Präsenz im Leip-
ziger Osten. Durch die anhaltende Kritik und Beob-
achtungen von Außenstehenden wird ihnen diese 
Anerkennung verwehrt. Kritik an polizeilichem Han-
deln wird von Polizeiseite häufig mit dem Hinweis auf 
die Professionalität der eigenen Arbeit, auf einzelfall-
bezogene Prüfungen oder auf interne Ermittlungs-
wege beantwortet. Aus polizeilicher Sicht dient dies 
auch dazu, vorschnelle Verallgemeinerungen zu ver-
meiden und die Belastungen des Einsatzalltags nicht 
auszublenden.

Vertrauen, Transparenz und Verständigung
Dieses Verhalten entspringt dem Bedürfnis, nach 
innen gegenüber der Gruppe loyal zu sein und die 
Belastungen im polizeilichen Alltag unter Kolleg:in-
nen anzuerkennen.  Aus Sicht der kritischen Beob-
achter:innen kann dadurch der Eindruck entstehen, 
dass die Polizei eine von außen schwer zugängliche 
Organisation ist, die sich nicht verändern will oder 
kann. Das fördert bei einem Teil der Anwohnenden 
Zweifel an der Polizei und das Misstrauen gegenüber 
der Behörde. So können institutionelle Schutzlogi-
ken, zurückhaltende Kommunikation und begrenzte 
Einblicke ineinandergreifen und wechselseitige Irrita-
tionen sowie Vertrauensdefizite stabilisieren. 

Der notwendige Vertrauensaufbau 
kann dabei nicht über Nacht  
entstehen – er macht sich an vielen  
kleinen Alltagshandlungen fest und  
an der Verlässlichkeit und Konsistenz 
über einen längeren Zeitraum. 
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Aus Perspektive der Kommunalen Konfliktberatung 
setzt eine Bearbeitung des Konflikts voraus, dass wie-
derkehrende Reaktionsmuster der Konfliktakteure 
unterbrochen werden. Dafür müssen die Beteiligten 
zunächst besser verstehen, wie andere Akteure die 
Situation wahrnehmen und welche Anliegen hinter 
deren Hande ln stehen. 
Dabei war es wichtig, die guten Anliegen hinter dem 
jeweiligen Verhalten und den Handlungslogiken an-
zuerkennen und dadurch die bisher dominanten ne-
gativen Sichtweisen aufzuweichen. 
Auch erschien es vielversprechend, vor Ort eine ge-
teilte Sicherheitsverantwortung zu stärken. Geteilte 
Sicherheitsverantwortung bedeutet dabei nicht, dass 
alle Beteiligten dieselben Sichtweisen, Aufträge oder 
Interessen haben müssen. Gerade in der Zusammen-
arbeit von Polizei, Verwaltung, Zivilgesellschaft und 
Anwohnenden ist es wichtig, unterschiedliche Rollen 
und Handlungslogiken anzuerkennen. Tragfähig wird 
Kooperation dann, wenn sich die Beteiligten trotz un-
terschiedlicher Perspektiven auf einzelne gemeinsa-
me Ziele verständigen und diese für eine bestimmte 
Zeit gemeinsam verfolgen. Eine langfristig verbesser-
te Situation in den Stadtteilen kann die gemeinsame 
Motivation nachhaltig fördern.

Die Auseinandersetzung mit der Analyse schärfte in 
vielen Gesprächen das Bewusstsein dafür, wie stark 
Erfahrungen von Nicht-Beteiligung das Vertrauen 
migrantischer Anwohnender prägen können. Diese 
Wahrnehmung kann auch dann fortbestehen, wenn 
Mitarbeitende aus Verwaltung und Polizei grundsätz-
lich offen dafür sind, Zugänge zu verbessern, mehr-
sprachig zu informieren und strukturelle Barrieren 
abzubauen.

Der Polizeiposten im Spannungsfeld  
unterschiedlicher Wahrnehmungen
Für die Polizei waren einzelne Rückmeldungen auch 
entlastend: Sie machten sichtbar, dass polizeiliche 
Präsenz und der neue Polizeiposten von einem Teil 
der Bevölkerung ausdrücklich als Beitrag zu Sicher-
heit und Ordnung verstanden werden. Gleichzeitig 
wurde deutlich, dass sichtbare Polizeipräsenz auch 
unbeabsichtigt Bilder eines gefährlichen Stadtteils 
verstärken und mit Zuschreibungen gegenüber mig-
rantischen Bewohner:innen verknüpft werden kann.
Eine besondere Relevanz erhielt in den Gesprächen 
der neue Polizeiposten, der im Juni 2025 eröffnet 

wurde: In der Lenkungsrunde beispielsweise war es 
wichtig zu verstehen, dass der Aufenthalt insbeson-
dere der Bereitschaftspolizei im Polizeiposten – etwa 
in Pausen – das Sicherheitsgefühl der Anwohnenden 
und den angestrebten vertrauensvollen Zugang zu 
den Polizist:innen erschweren kann. 

Eine direkte Begegnung zwischen Polizei und poli-
zeikritischen Akteuren kam nicht zustande: Die 
polizeikritischen Initiativen lehnten das informelle 
Gesprächsangebot der Polizei ab, da sie in der per-
sönlichen Begegnung keinen geeigneten Ansatz sa-
hen, die aus ihrer Sicht strukturellen Probleme zu 
bearbeiten. Aus Sicht des Beratungsteams blieb da-
mit eine Gelegenheit ungenutzt, unterschiedliche 
Wahrnehmungen in einem geschützten Rahmen 
direkter aufeinander zu beziehen. Zugleich wurde 
deutlich, dass einzelne Polizeibeamt:innen mit dem 

Gesprächsangebot auch innerhalb der eigenen Or-
ganisation nicht nur Zustimmung erfuhren. Auf Poli-
zeiseite konnte die Ablehnung zugleich den Eindruck 
verstärken, dass kritische Akteure an einem direkten 
Austausch nur begrenzt interessiert seien oder poli-
zeiliches Handeln grundsätzlich ablehnten. Für die 
Konfliktbearbeitung hat das große Folgen, denn Ver-
trauen entsteht in der Regel nicht abstrakt, sondern 
wächst über wiederholte Gespräche, gemeinsame 
Erfahrungen und verlässliche persönliche Kontakte. 
Fehlen solche Begegnungen, bleiben vorgefertigte 
Bilder auf beiden Seiten leichter bestehen. 
Gleichzeitig blieb die Phase nach der Eröffnung des 
Polizeipostens weitgehend konfliktarm. Der leitende 
Bürgerpolizist führt diese gestiegene Akzeptanz auch 
auf den Beratungsprozess zurück. Eine Erklärung 
könnte sein, dass sich durch die breite Vorstellung 
der Konfliktdynamiken vor Ort, auch das Narrativ 
durchgesetzt hat, dass viele migrantische Anwoh-
nenden diesen Posten befürworten.

Im Laufe des Beratungsprozesses wurde deutlicher, 
dass ein positives Sicherheitsgefühl nicht allein durch 
einzelne Maßnahmen entsteht. Es braucht vielmehr 
eine gemeinsame Verantwortung von lokaler Polizei, 
ausgewählten Verwaltungseinheiten und weiteren 
Akteuren, um unterschiedliche Anwohner:inneng-
ruppen zu schützen, Vertrauen aufzubauen und Stig-
matisierung entgegenzuwirken.

Obwohl es vor Ort bereits zahlreiche Gremien und 
Vernetzungsakteure gibt, fehlte bislang eine brei-
te strategische Vernetzung zu diesem Thema. Eine 
solche Zusammenarbeit setzt voraus, dass unter-
schiedliche Aufträge, Zuständigkeiten und Befug-
nisse nicht vermischt, sondern gegenseitig bekannt 

gemacht, anerkannt und respektiert werden. Dies 
schafft gegenseitiges Vertrauen. Unterschiede in den 
Handlungslogiken sollten dabei nicht als mangelnde 
Kooperationsbereitschaft oder persönlicher Wider-
stand missverstanden werden. 

Wichtig bleibt deshalb, Räume zu schaffen, in denen 
Unbehagen, Missverständnisse und Differenzen in 
der Kooperation offen angesprochen werden kön-
nen, ohne Schuld zuzuweisen oder die Bereitschaft 
zur weiteren Zusammenarbeit zu schwächen. Nur 
so kann ein geteilter Raum entstehen, in dem unter-
schiedliche Perspektiven zusammenkommen, Span-
nungen bearbeitbar werden und langfristig mehr 
Stabilität wachsen kann.

	 Der Prozess hat uns aufgezeigt, dass die transparente Darstellung  
	 polizeilichen Handelns gegenüber Skeptikern zwar herausfordernd,  
aber notwendig ist und auch ein Polizeiposten durch seine Gestaltung  den 
Anwohnern die Möglichkeit geben sollte, sich besser damit identifizieren  
zu können. Daran arbeiten wir jetzt.

				     Taube, Polizeihauptkommissar

Aus Perspektive der Kommunalen 
Konfliktberatung setzt eine  
Bearbeitung des Konflikts voraus, 
dass wiederkehrende Reaktions- 
muster der Konfliktakteure  
unterbrochen werden. 

Ein Konfliktberatungsprozess verläuft typischerweise in sieben Schritten:
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Vom Verstehen ins gemeinsame Handeln

In der dritten Phase des Beratungsprozesses ging es 
darum, aus der Situations- und Konfliktanalyse kon-
krete Handlungsoptionen abzuleiten. Die Analyse 
hatte sichtbar gemacht, welche Konfliktdynamiken, 
Aufrechterhaltungsmechanismen und Ressourcen 
das Sicherheitserleben und das Zusammenleben im 
Leipziger Osten prägen. Auf dieser Grundlage arbei-
tete das Beratungsteam gemeinsam mit der Len-
kungsrunde daran, mögliche Ansatzpunkte für eine 
nachhaltige Veränderung der Konfliktdynamik zu 
identifizieren.
Dafür bündelte das Beratungsteam Hinweise aus den 
Hintergrundgesprächen sowie aus den Vorstellungen 
und Diskussionen der Situations- und Konfliktanaly-
se. Diese Sammlung war nicht als fertiger Maßnah-
menkatalog gedacht, sondern als Arbeitsgrundlage 
für die Lenkungsrunde. Die Lenkungsrunde prüfte, 
welche Handlungsoptionen zur Situation im Leipziger 
Osten passen, welche vorhandenen Ressourcen ge-
nutzt werden können und welche Maßnahmen wei-
ter konkretisiert werden sollten.

Räume für Verständigung schaffen
Die Entscheidung über passende Maßnahmen lag 
dabei bei der Lenkungsrunde selbst. Das Beratungs-
team unterstützte das Gremium dabei, einzelne 
Ideen zu schärfen, Zuständigkeiten zu klären und 
die Vorschläge immer wieder an die Ergebnisse der 

Situations- und Konfliktanalyse zurückzubinden. Da-
bei wurde auch darauf geachtet, dass Maßnahmen 
tatsächlich an den Schlüsselfaktoren des Konfliktge-
schehens ansetzen und unbeabsichtigte konfliktver-
schärfende Wirkungen vermeiden.

In dieser Phase wurde die Lenkungsrunde zudem 
um weitere relevante Perspektiven ergänzt, unter 
anderem durch das Referat für Migration und Inte-
gration sowie das Referat für Demokratie und ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. Dadurch konnten 
die Fragen von Sicherheit, Teilhabe, Zusammenleben 
und demokratischer Beteiligung stärker zusammen-
gedacht werden. Die Berater:innen unterstützten die 
Mitglieder der Lenkungsrunde dabei, ihre jeweiligen 
Aufträge, Zuständigkeiten und Handlungslogiken ein-
zubringen, Grenzen zu benennen und zugleich ge-
meinsame Verantwortung für die nächsten Schritte 
zu übernehmen. 

Im Prozess wurden mehrere Handlungsoptionen 
vertieft. Dazu gehörten eine abgestimmte Kommu-
nikation und Zusammenarbeit rund um den neuen 
Polizeiposten. Vor Ort wurde entschieden, den Poli-
zeiposten gemeinsam durch Stadtverwaltung und 
Polizei zu nutzen. Der Standort soll als offenes Ge-
sprächsangebot im Quartier dienen und für Netz-
werktreffen vor Ort nutzbar werden. 

Orientierungsfragen im Beratungsprozess:

•	 Was verstehen unterschiedliche Akteure unter 
„Sicherheit“ – und welche Wege dorthin halten 
sie für geeignet? 

•	 Wie kann die Debatte stärker auf lokale Ursa-
chen, konkrete Problemlagen und gemeinsame 
Handlungsmöglichkeiten ausgerichtet werden? 

•	 Was braucht es, damit Aufgaben, Rollen und 
Handlungsspielräume der Polizei im Stadtteil 
besser nachvollziehbar werden? 

•	 Welche Räume ermöglichen Gespräche über 
polizeiliches Handeln und Unsicherheits
erfahrungen, ohne Beteiligte bloßzustellen? 

•	 Wie können kritische Punkte in der Zusammen-
arbeit angesprochen werden, ohne Rückzug 
oder Rechtfertigung zu verstärken? 

•	 Wie können Perspektiven von Menschen mit 
Migrationsgeschichte in Fragen von Sicherheit, 
Vertrauen und Teilhabe stärker sichtbar  
werden? 

•	 Welche kleinen, realistischen Schritte können 
vor Ort Vertrauen fördern und zugleich an  
tieferliegenden Konfliktdynamiken ansetzen?

3
Weitere Beteiligte aus dem Beratungsprozess, etwa 
das Quartiersmanagement unterstützen dies durch 
positive Erzählungen über den Polizeiposten und in-
formieren in Netzwerken oder auf Webseiten über 
die Sprechzeiten. Zusätzlich wurden begleitende 
Maßnahmen vereinbart: Begegnungsangebote zwi-
schen Polizei und unterschiedlichen Communities, 
der Aufbau eines Mediations- und Moderationspools 
für eskalierende Konflikte im Stadtteil sowie die Prü-
fung eines Community-Lots:innen-Programms. 

Konfliktbearbeitung strukturell verankern
Die Begegnungsangebote können dazu beitragen, 
Hürden abzubauen und einen vertrauensvolleren Zu-
gang zur Polizei zu fördern. In diesem Rahmen kann 
die Polizei erläutern, welche Aufgaben, Leitlinien und 
Handlungsspielräume unterschiedliche Polizeiein-
heiten und insbesondere die Bürgerpolizist:innen im 
neuen Polizeiposten haben. Der Migrantinnen- und 
Migrantenbeirat kann wiederum eigene Zugänge 
nutzen, um auf solche Formate aufmerksam zu ma-
chen und weitere Menschen zu erreichen.

Eine weitere diskutierte Idee war die Einführung 
eines Community-Lots:innen-Programms. Dieses 
Konzept zielte darauf ab, Zugangslücken zwischen 
Verwaltung und Anwohnenden mit Migrationsge-
schichte zu verringern und gleichzeitig das Gefühl zu 
stärken, in Entwicklungen und Entscheidungen vor 
Ort eingebunden zu sein. In der Lenkungsrunde wur-
de betont, dass Community-Lots:innen keine struk-
turellen Integrationsaufgaben ersetzen sollen. Statt-
dessen sollten sie als vermittelnde Struktur wirken, 
das Zusammenleben im Alltag unterstützen, Zugänge 
erleichtern und demokratische Teilhabe fördern. 

Aus den Diskussionen in der Lenkungsrunde entwi-
ckelte der KPR ein Konzept für ein kommunales Kon-
fliktmanagement. Darin wurde Konfliktbearbeitung 
als gesamtstädtische und ressortübergreifende Auf-
gabe beschrieben. Die in der Lenkungsrunde entwi-
ckelten Handlungsoptionen wurden vorläufig in das 
Konzept integriert und sollen schrittweise in die Um-
setzung gebracht werden. Der KPR wird dabei eine 
koordinierende Rolle übernehmen: Er bringt die be-
teiligten Verwaltungseinheiten zusammen, begleitet 
die Abstimmung der Maßnahmen und unterstützt 
die weitere Zusammenarbeit über Verwaltungsbe-
reiche hinweg.
Gemeinsam mit dem Ordnungsamt brachte der KPR 
das Konzept in verwaltungsinterne Abstimmungs- 
und Informationsprozesse ein. Dadurch wurde das 
Konzept in verschiedenen Einheiten der Verwaltung 
bekannt gemacht und eine Grundlage dafür ge-
schaffen, die Konfliktbearbeitung im Leipziger Osten 
künftig stärker ämterübergreifend und strategisch 
weiterzuentwickeln.
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Verantwortung übergeben, Strukturen verstetigen

Mit dem Ende der Kooperation im Mai 2026 steht 
die Stadt Leipzig an einem Übergangspunkt. Die ex-
terne Kommunale Konfliktberatung hat die Konflikt-
dynamiken im Leipziger Osten analysiert, Handlungs-
optionen mit der Lenkungsrunde entwickelt und 
die Entstehung eines kommunalen Konfliktmanage-
ments fachlich begleitet. Mit dem Abschluss der Zu-
sammenarbeit geht die Verantwortung für die weite-
re Umsetzung nun vollständig auf die kommunalen 
Strukturen über.

Ein wichtiger Anschluss an den Beratungsprozess ist 
das dialogische Konfliktmanagement. Es knüpft an 
die Ergebnisse der Situations- und Konfliktanalyse so-
wie an die in der Lenkungsrunde entwickelten Hand-
lungsoptionen an. Anders als die externe Beratung 
ist es jedoch nicht als befristete Prozessbegleitung 
angelegt, sondern als kommunale Struktur, mit der 
Konflikte im öffentlichen Raum künftig frühzeitiger 
erkannt, eingeordnet und bearbeitet werden sollen. 
Dabei geht es nicht darum, einzelne Konflikte stell-
vertretend zu lösen. Vielmehr soll das dialogische 
Konfliktmanagement Verfahren, Zuständigkeiten 
und Netzwerke aufbauen, die einen konstruktiven 
Umgang mit Konflikten im Quartier ermöglichen. 
Wünschenswert für Leipzig ist aus Sicht des Bera-
tungsteams, wenn diese kommunale Struktur ein 
langfristiges Bestreben wird und auch nach der Er-
probung weiter verankert wird. 

Das Konzept für das kommunale Konfliktmanage-
ment bildet dafür die Grundlage. Es beschreibt zen-
trale Konfliktfelder, bündelt mögliche Maßnahmen 
und macht deutlich, dass Konfliktbearbeitung im 
Leipziger Osten nicht einer einzelnen Stelle allein 
zugeordnet werden kann. Vielmehr braucht es eine 
ressortübergreifende Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung, Polizei, Zivilgesellschaft und weiteren 
Akteuren. Die Aufgabe des dialogischen Konflikt-
managements besteht nun darin, diesen Rahmen 
schrittweise in die Praxis zu übersetzen, Akteure mit-
einander zu vernetzen, Beteiligung zu ermöglichen 
und die gemeinsame Bearbeitung von Konflikten im 
Stadtteil weiterzuentwickeln.

Gleichzeitig bleiben zum Ende der Kooperation wich-
tige Fragen offen. Die Arbeitsebene ist bereit, in die 
Umsetzung zu gehen – für einzelne Maßnahmen 
braucht sie jedoch weitere Entscheidungen zu Per-
sonal-, Zeit- und Finanzressourcen. Die angespannte 
Haushaltslage begrenzt derzeit insbesondere größe-
re Bausteine, die verlässliche finanzielle Mittel und 
längerfristige Trägerstrukturen voraussetzen. Die 
Idee eines Community-Lots:innen-Programms ver-
warf das verantwortliche Referat in der Konkretisie-
rungsphase. Ausschlaggebend waren insbesondere 
der langfristige Ressourcenbedarf, etwa für die Ein-
bindung migrantischer Träger in eine nachhaltige 
Umsetzung sowie der kontinuierliche Begleitauf-
wand der Lots:innen. Andere Maßnahmen können 
mit vorhandenen Ressourcen weiter vorbereitet 
oder schrittweise umgesetzt werden.

Konfliktbearbeitung als lernender Prozess
Die Lenkungsrunde, die auch nach Ende des Bera-
tungsprozesses fortbestehen soll, kann in diesem 
Übergang eine zentrale Rolle übernehmen. Sie hat 
sich im Beratungsprozess als Ort erwiesen, an dem 
unterschiedliche Perspektiven zusammengeführt, 
Konfliktlagen gemeinsam eingeordnet und mögliche 
Maßnahmen abgestimmt werden können. Perspek-
tivisch kann sie dazu beitragen, die Umsetzung des 
dialogischen Konfliktmanagements strategisch zu be-
gleiten, neue Konfliktlinien frühzeitig wahrzunehmen 
und Maßnahmen immer wieder an die Entwicklun-
gen im Stadtteil anzupassen.

Damit bleibt das dialogische Konfliktmanagement 
kein starres Konzept, sondern ein lernender kommu-
naler Prozess. Es kann an die im Beratungsprozess ge-
schaffenen Arbeitsbeziehungen, Analyseergebnisse 
und Handlungsoptionen anschließen und diese eigen-
ständig weiterführen. Ziel ist es, im Leipziger Osten 
dauerhaft Strukturen zu stärken, in denen Konflikte 
nicht nur situativ bearbeitet, sondern als Hinweise auf 
unterschiedliche Bedürfnisse, Perspektiven und Teil-
habemöglichkeiten verstanden werden. Gerade darin 
liegt die Chance, langfristig Vertrauen, Sicherheitsge-
fühl und Zusammenleben im Stadtteil zu stärken.
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Bis hierher hat die Broschüre gezeigt, was im Beratungsprozess geleistet wurde und welche Poten-
ziale und offenen Fragen aus Sicht des Beratungsteams bestehen. Um abschließend einen direkten 
Eindruck zu vermitteln, welchen Wert der Beratungsprozess für die Beratungsnehmenden hatte, 
haben wir mit dem Kommunalen Präventionsrat gesprochen. Frau Tunçel – Koordinatorin für Dia-
logisches Konfliktmanagement – schildert, wie sie den Beratungsprozess erlebt hat. 

K3B: Frau Tunçel, Sie arbeiten seit Anfang 2025 in 
der Geschäftsstelle des Kommunalen Präventionsra-
tes der Stadt Leipzig und sind dort als Koordinatorin 
für Dialogisches Konfliktmanagement im öffentli-
chen Raum zuständig. Der Beratungsprozess war zu 
Ihrem Arbeitsbeginn schon voll im Gang. 
Sie haben mit dem Beratungsteam eng zusammen-
gearbeitet. Wie haben Sie den Beratungsprozess 
insgesamt erlebt?

Seit meinem Start im Kommunalen Präventionsrat 
der Stadt Leipzig im Januar 2025 betreue ich vor dem 
Hintergrund des Aufbaus eines Dialogischen Konflikt-
managements in Leipzig auch das Themenfeld der 
externen Konfliktberatung durch K3B. Ich erinnere 
mich besonders an die ersten gemeinsamen und in-
tensiven Termine mit K3B, in denen wir Konfliktdyna-
miken betrachtet und deren Folgen analysiert haben, 
was eine wichtige Grundlage für das gemeinsame 

Verständnis und die weitere Arbeit im Beratungspro-
zess geschaffen hat. Von Beginn an war es wichtig, 
nicht nur eng mit dem Beratungsteam zusammen-
zuarbeiten, sondern auch den kontinuierlichen Aus-
tausch mit Menschen aus dem Quartier sicherzustel-
len. Dies ist eine wichtige Grundlage, um Konflikte im 
öffentlichen Raum konstruktiv bearbeiten zu können.

Auf den Beratungsprozess blicke ich sehr positiv zu-
rück. Der Austausch in den Sitzungen der Lenkungs-
runde war sehr wertvoll. Dadurch gab es die Mög-
lichkeit, sich besser mit Akteurinnen und Akteuren 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der Stadtver-
waltung zu vernetzen und Maßnahmen miteinander 
zu verzahnen. In der Zusammenarbeit wurde deut-
lich, dass es dringend ämter- und fachbereichsüber-
greifende Netzwerke braucht, die einen vertrauens-
vollen und gemeinsamen Umgang mit Konflikten 
ermöglichen.

	 Ich will wirklich was verändern. Ich will etwas für die Nachbarn  
	 erreichen, mehr Verkehrssicherheit auf der Eisenbahnstraße,  
weniger Müll, weniger soziale Konflikte. Deshalb bin ich hier haupt-  
und ehrenamtlich engagiert, ich will vor Ort wirksam sein. Im Rahmen  
der Lenkungsrunde konnte ich Impulse setzen und Feedback geben –  
ich wurde gehört.

			   Schade, Ost-Passage Theater e.V.
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K3B: Welche Schritte im Prozess waren für  
Sie in der Rückschau besonders hilfreich?

Die Begleitung durch das Beratungsteam von K3B hat 
eine wertvolle Außenperspektive eröffnet. Deutlich 
wurde dies beispielsweise an der Konfliktanalyse, die 
vom Beratungsteam erstellt und anschließend ver-
schiedenen Akteurinnen und Akteuren vorgestellt 
wurde. Auch wenn häufig der Eindruck besteht, die 
Konflikte bereits gut zu kennen, wird dabei oft unter-
schätzt, wie tiefgreifend und belastend sie für Nach-
barschaften tatsächlich sein können. Die Analyse von 
K3B hat hier einen anderen Blick auf die Konfliktsitu-
ationen vor Ort ermöglicht.

Besonders gewinnbringend war der Workshop im 
vergangenen November, bei dem wir das Konzept 
zum Konfliktmanagement im Leipziger Osten zum 
ersten Mal verschiedenen Akteurinnen und Akteuren 
innerhalb und außerhalb der Stadtverwaltung vor-
gestellt hatten. Die Verbindung zwischen dem kon-
kreten Konflikt im Quartier und der eigenen Arbeit 
haben wir damals veranschaulicht und auf den Punkt 
gebracht. 

K3B: Wovon können Städte aus Ihrer Sicht  
am meisten profitieren, wenn sie sich auf den  
Beratungsprozess einlassen? 

Durch den Beratungsprozess mit K3B habe ich mich 
in meiner Rolle intensiver mit den Konflikten vor Ort 
auseinandergesetzt. Drei Dinge sind aus meiner Sicht 
wichtig, um diese Konflikte bearbeiten zu können: 
Erstens ist eine vertiefte Auseinandersetzung mit den 
zugrunde liegenden Ursachen von Konflikten not-
wendig. Zweitens muss Konfliktmanagement oder 
Konfliktbearbeitung als gesamtstädtisches Vorhaben 
ganzheitlich gedacht, verstanden und auch umge-
setzt werden. Drittens kann eine externe Beratung, 
wie die Begleitung durch K3B, dazu beitragen, in der 
Konfliktbearbeitung eine allparteiliche Perspektive 
einzunehmen.

K3B: Das Beraungsteam hat die Stadt nun zweiein-
halb Jahre bei der Bearbeitung von Konflikten rund 
um das Gebiet der Eisenbahnstraße begleitet. Wie 
hat sich das auf Ihre Arbeit im Quartier ausgewirkt?

Der Beratungsprozess hat meine persönliche Per-
spektive auf Konflikte erweitert sowie die fach-
bereichsübergreifende Zusammenarbeit gestärkt. 
Zudem konnte ich ein breites Netzwerk aufbauen, 
wodurch ich heute eng mit zahlreichen Akteurinnen 
und Akteuren zusammenarbeite. Das ist ein großer 
Gewinn. Durch den Beratungsprozess konnten wir 
Ansatzpunkte für Maßnahmen und Ideen identifizie-
ren und wichtige Strukturen für die Konfliktbearbei-
tung erarbeiten. Insbesondere das im vergangenen 
Jahr entstandene Konzept zum Kommunalen Kon-
fliktmanagement wäre ohne die Beratung von K3B 
nicht auf dem heutigen Stand. 

Perspektivisch sollen das Konzept sowie die Maßnah-
men im Sinne eines dynamischen Konfliktbearbei-
tungsprozesses weiterentwickelt werden. Die Arbeit 
soll dazu beitragen, dass Bürgerinnen und Bürger 
bei Konflikten unter anderem eine niedrigschwellige 
Anlaufstelle im Quartier nutzen können, mehr Be-
teiligung und Begegnung erleben und spürbar wahr-
nehmen, dass Konflikte im öffentlichen Raum ernst 
genommen und systematisch bearbeitet werden.

Über das K3B

Das K3B – Kompetenzzentrum Kommunale Konflikt-
beratung des VFB Salzwedel e.V. unterstützt Landkrei-
se, Städte und Gemeinden seit 2016 im Umgang mit 
entstehenden oder bereits eskalierten Konflikten. 

Das K3B ist in Salzwedel in Sachsen-Anhalt angesie-
delt und arbeitet bundesweit. Ausgerichtet an den 
jeweiligen lokalen Bedarfen beraten wir unter ande-
rem zu Konflikten rund um Beteiligung, Integration 
und Migration, Strukturwandel, Sicherheit, Stadtent-
wicklung und Zusammenleben vor Ort. 

Erfahrungen aus der Beratungspraxis sowie neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse fließen kontinuierlich 
in unsere Arbeit ein. In Zusammenarbeit mit Univer-
sitäten, Forschungseinrichtungen und Netzwerkpart-
ner:innen entwickeln wir unser Wissen über kommu-
nale Konflikte und ihre Bearbeitung weiter. Zugleich 
sichern wir Fachlichkeit durch Austausch, Veröffent-
lichungen und Veranstaltungen und stellen Erfahrun-
gen aus der Praxis für Kommunen, Fachöffentlichkeit 
und weitere Interessierte zur Verfügung.

Sie möchten mehr über unser Angebot erfahren oder prüfen,  
ob Kommunale Konfliktberatung für Ihre Kommune passend ist?  
Sprechen Sie uns gerne an.
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